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CSU-Politiker Stoiber*: „Die politische Architektur der Welt wird neu geschrieben“ 

Deutschland
S P I E G E L - G E S P R Ä C H

„Unsere Sicherheit ist bedroht“
Der bayerische Ministerpräsident und CSU-Chef Edmund Stoiber über die 

Abwehr von Terroristen, die Chancen einer Großen Koalition und die Reaktion der 
Union auf den Sieg der Hamburger Schill-Partei
SPIEGEL: Herr Stoiber, können Sie ange-
sichts der Weltlage bei einem Bundes-
kanzler Gerhard Schröder ruhig schlafen?
Stoiber: Wenn es nur um den Bundes-
kanzler ginge: vielleicht. Aber die rot-grü-
ne Regierung insgesamt ist nicht in der
Lage, die Herausforderungen zu bewälti-
gen, die durch die Bedrohung der äußeren
und damit auch der inneren Sicherheit vor
uns stehen. Der von den USA geplante Ge-
genschlag hat eine militärische Kompo-
nente. Ein Großteil der Grünen lehnt den
militärischen Teil ab. Deshalb hat diese Re-
gierung keine Zukunft.
SPIEGEL: Die grüne Fraktionschefin Kerstin
Müller sagt, die Grünen seien keine pazi-
fistische Partei mehr und trügen auch mi-
litärische Aktionen mit.
Stoiber: Man kennt die handelnden Perso-
nen, ob sie Müller, Trittin, Roth oder Fi-
scher heißen, ja seit 20 Jahren. Deshalb
zweifle ich, ob sie wirklich einsichtig sind
und dazugelernt haben. Aber selbst wenn:
Die Grünen stützen sich auf eine Partei-
basis, die das anders sieht und wegbricht.
Wir sind in einer historischen Umbruch-
phase. Die politische Architektur dieser

* Am 20. September mit Bayerns Innenminister Günther
Beckstein (l.) beim Besuch einer Moschee in Nürnberg.
Das Gespräch führten die Redakteure Ulrich Deupmann,
Martin Doerry und Tina Hildebrandt.
Welt wird neu geschrieben. Wir entschei-
den heute mit unserem Verhalten auf Jahr-
zehnte über die deutsch-amerikanischen
Beziehungen. Da braucht Deutschland eine
stabile Regierung. Die Basis einer rot-grü-
nen Bundesregierung ist zu brüchig und
zu schmal für die jetzt notwendigen klaren
Entscheidungen.
SPIEGEL: Bisher können Sie der Regierung
kaum Versagen vorwerfen.
Stoiber: Die Regierung kann gar nicht sta-
bil sein, wenn eine Koalitionspartei ins Mark
getroffen ist. Die Grünen haben immer ge-
glaubt, sie könnten alle Probleme mit Be-
troffenheit und der Aufforderung zum Dia-
log lösen. Was den Grünen gerade politisch
abverlangt wird, ist so, als wenn ich heute
Demonstrationszüge gegen Amerika an-
führen müsste. Sie sollen jetzt politisch
überzeugend vertreten, was sie seit ihren
Anfängen verteufelt haben. Das geht nicht.
SPIEGEL: Sie rechnen mit einem Koali-
tionsbruch?
Stoiber: Die grünen Bundesminister wer-
den bis zuletzt versuchen, in der Regie-
rung zu bleiben, egal, was ihre Basis macht. 
SPIEGEL: Was braucht das Land, das Rot-
Grün nicht leisten kann?
Stoiber: Solidarität in jeder Beziehung mit
den Amerikanern, weil das auch Solidarität
gegenüber uns selbst, unserer eigenen Le-
d e r  s p i e g e l 4 1 / 2 0 0 1
bensweise und Grundordnung ist. Zu die-
ser Solidarität gehört die Bereitschaft und
Fähigkeit, im Laufe der nächsten Jahre
punktuelle militärische Schläge führen zu
können. Es geht nicht, dass ein Teil der Re-
gierung diese Notwendigkeit ablehnt.
SPIEGEL: Sie glauben, dass die Bundeswehr
beteiligt sein wird?
Stoiber: Ich gehe davon aus. Scharpings
Bundeswehrreform war von der Vorstel-
lung geleitet, dass wir von Freunden um-
zingelt sind. Wie absurd diese Annahme 
ist, hat der 11. September gezeigt. Die ge-
plante Reduzierung der Armee auf rund
280000 Mann ist ein Fehler. Damit kön-
nen wir auf keinen Fall unsere Verpflich-
tungen gegenüber Nato, EU und Uno er-
füllen. 
SPIEGEL: Braucht die Bundeswehr mehr
Leute oder eine bessere Ausrüstung?
Stoiber: Beides. Wenn Deutschland 150000
Einsatzkräfte stellen soll, brauchen wir
auch künftig eine Bundeswehr mit deutlich
über 300000 Soldaten Gesamtstärke.
SPIEGEL: 22 Milliarden Mark sind allein für
Beschaffungen zusätzlich nötig. Sie sind
bereit, so viel einzusetzen?
Stoiber: Unsere Sicherheit ist bedroht, des-
halb brauchen wir eine besser ausgestatte-
te Bundeswehr. Aber auch da wird Rot-
Grün Probleme bekommen, weil die Grü-
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Videoüberwachung, Wahlsieger Schill (l.)*: „Hamburg muss ein einmaliger Fall bleiben“ 
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nen eine grundsätzliche Aversion gegen al-
les haben, was mit Sicherheit zusammen-
hängt. Auch die amerikanische Führung
hat nicht mehr dasselbe Vertrauen in die
Bundesregierung wie früher. Das hängt mit
der Einstellung der Regierung zusammen.
Helmut Kohl wäre längst selbst bei Bush
gewesen und hätte nicht bloß den Außen-
minister geschickt.
SPIEGEL: Wollen Sie eine Bundeswehr, die
weltweit im Einsatz ist?
Stoiber: Unsere Freiheit wird nicht nur im
Bündnisgebiet der Nato verteidigt, sondern
auch außerhalb. Die Bundeswehr muss ge-
meinsam mit den Verbündeten in der Lage
sein, für alle Einsätze ihren Anteil zu über-
nehmen.
SPIEGEL: Wo würde eine unionsgeführte
Regierung das Geld dafür hernehmen?
Stoiber: Nur noch elf Prozent im Bundes-
haushalt werden für Investitionen ver-
wendet. Dagegen haben wir steigende 
Ausgaben in anderen Bereichen wie Asyl-
bewerber, Sozialhilfe oder Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen. In diesen Bereichen
wird man zu Umschichtungen kommen
müssen. 
SPIEGEL: Müssen wir auch über die Ab-
schaffung der Wehrpflicht nachdenken?
Stoiber: Nein, im Gegenteil. Aber wir müs-
sen über ganz andere Dinge nachdenken.
Wir können nicht mehr zwischen innerer
und äußerer Sicherheit trennen. Deswe-
gen muss künftig auch die Bundeswehr
Aufgaben im Bereich der inneren Sicher-
heit übernehmen, zum Beispiel die Bewa-
chung von Flughäfen und anderen Objek-
ten, wie das in anderen Demokratien auch
selbstverständlich ist. Ich verstehe nicht,
wie man überhaupt dagegen sein kann.
SPIEGEL: Volker Rühe und weite Teile der
CDU sind aber dagegen.
Stoiber: Ich kann das nicht verstehen. Und
ich halte es für absolut falsch in jeder Hin-
42

Illegale Immigranten*: „Wir brauchen die Rege
sicht, wenn man hier innerhalb der CDU
Frau Merkel nicht geschlossen folgt. Was
tun denn unsere Soldaten in Bosnien-Her-
zegowina und im Kosovo? Sie sichern Ver-
kehrsinfrastruktur und Objekte. Ich kann
doch niemandem erklären, dass die Solda-
ten das im Ausland tun dürfen, während zu
Hause Objekte gefährdet sind. Die Polizei
kann nicht alle zusätzlichen Aufgaben
durch die neue Bedrohungslage allein
schultern. Wir müssen die Sicherheit ins-
gesamt garantieren, mit Bundeswehr, Poli-
zei, Verfassungsschutz. 
SPIEGEL: Die Trennung von Aufgaben der
Armee und der Polizei ist aus guten Grün-
den von der Verfassung vorgeschrieben.
Stoiber: Deswegen brauchen wir eine Ver-
fassungsänderung. Ich werde in dieser Wo-
che noch vor dem CSU-Parteitag eine kon-
krete Grundgesetzänderung vorschlagen.
SPIEGEL: Wehrpflicht zur Landesverteidi-
gung ist etwas völlig anderes als die Bewa-
chung von Flughäfen. 
Stoiber: Es geht um unser Gemeinwesen.
Und Deutschland ist wie die anderen Län-
der der freien Welt vom Terrorismus be-
droht. Einen Beitrag zu leisten, dass diese
Bedrohung abgewendet werden kann,
d e r  s p i e g e l 4 1 / 2 0 0 1

lanfrage beim Verfassungsschutz“ 
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gehört doch zum Kernbereich der Vertei-
digung unseres Landes und ist eine Selbst-
verständlichkeit. 
SPIEGEL: Wenn Sie sagen, Rot-Grün sei den
Herausforderungen nicht gewachsen: Ist
das eine Bewerbung zum Mitregieren?
Stoiber: Ich erwarte, dass Rot-Grün im
nächsten Jahr keine Mehrheit mehr erhal-
ten wird. Dann wird sich zeigen, welche
Mehrheitsverhältnisse möglich sind. Koali-
tionspartner für die Union ist in erster 
Linie die FDP. Da hat sich nichts verändert.
Die SPD dagegen ist bereit, mit dem Se-
gen des Kanzlers, in Berlin eine Koalition
mit der PDS einzugehen. Das ist auch 
ein Grund, warum Herr Schröder jetzt in-
ternational am Katzentisch sitzt und von
den USA anscheinend schlechter als die
Engländer oder Franzosen informiert wird.
Glauben Sie denn, dass die Amerikaner
einem Kanzler positiv gegenüberstehen,
der als SPD-Vorsitzender für eine Koali-
tion mit der Partei grünes Licht gibt, die
heute der Hort des Anti-Amerikanismus
ist und sich praktisch bei allen Maßnah-
men unsolidarisch mit den USA verhält? 
SPIEGEL: Bei einem Bruch der rot-grünen
Koalition wäre es nach Ihrer Argumen-
tation geradezu die nationale Pflicht der
Union, in eine Große Koalition einzu-
treten.
Stoiber: Überhaupt nicht. Eine Große Ko-
alition ist wirklich nur im Notstand akzep-
tabel. Ich bekräftige mein Angebot, in ei-
nem nationalen Sicherheitsrat bei den
Maßnahmen mitzuwirken, die zur Ge-
währleistung der inneren und äußeren Si-
cherheit nötig sind. Als Reserverad für
Schröder stehen wir nicht zur Verfügung.
SPIEGEL: Obwohl sich Ihre Vorstellungen
und die der SPD in Fragen der Sicherheit
inzwischen fast aufs Haar gleichen?
Stoiber: Das tun sie sicherlich nicht. Ich
gebe Ihnen einige Beispiele: Wir haben in
Deutschland inzwischen 31 000 teilweise
gewaltbereite fundamentalistische Extre-
misten. Deswegen fordern wir einen neu-
en Passus im Ausländergesetz, wonach 
ausländische Personen, die auf Grund der

* Oben links: in der Kölner Universität; oben rechts: Mon-
tag vergangener Woche mit dem Hamburger CDU-Bür-
germeisterkandidaten Ole von Beust; unten: Ende Sep-
tember in Italien.
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Erkenntnisse des Verfassungsschutzes zu 
extremistischen Organisationen gehören,
in der Regel ausgewiesen werden können
– und zwar bevor sie irgendwelche Straf-
taten begehen. Das muss alle Organisa-
tionen erfassen, die nach den Erkenntnis-
sen des Verfassungsschutzes der Unter-
stützung des internationalen Terrorismus
verdächtig sind. Wir brauchen außerdem
sofortige Verbote solcher ausländischer 
extremistischer Gruppierungen. Um die
Einreise und Zuwanderung von ausländi-
schen Extremisten zu stoppen, brauchen
wir die Regelanfrage beim Verfassungs-
schutz nicht erst bei Einbürgerungen, son-
dern bereits zuvor in allen Ausländer- und
Asylverfahren.
SPIEGEL: Wollen Sie einen Flüchtling zu den
Taliban nach Afghanistan zurückschicken?
So einfach sind Abschie-
bungen nicht.
Stoiber: Auch wenn es im
Einzelfall Probleme geben
kann, muss man doch die
Regelausweisung erst mal
ermöglichen. Wenn man
jemanden nicht in sein
Heimatland zurückschi-
cken kann, muss über ein
Drittland nachgedacht wer-
den. Schily denkt in die
gleiche Richtung, wird
aber bisher vom Außen-
minister Fischer blockiert.
SPIEGEL: In Hamburg hat
der Erfolg der Schill-
Partei gezeigt, dass viele
Bürger Ihrer Schwesterpartei CDU in Fra-
gen der inneren Sicherheit nicht mehr ver-
trauen. Tritt sie zu weich auf?
Stoiber: Natürlich muss die CDU, die 
sich immer auch als Partei der inneren 
Sicherheit verstanden hat, sich fragen, 
wie ihr das passieren konnte. Trotz des
Versagens von Rot-Grün in Hamburg hat
dort die Bevölkerung der CDU nicht ab-
genommen, dass sie die Probleme der in-
neren Sicherheit allein löst. Sonst hätte es
nicht sein können, dass ein Außenseiter
ohne irgendeine Basis so viele Stimmen
holt.
SPIEGEL: Richter Schill überlegt, auch bun-
desweit anzutreten. Sorgen Sie sich um die
Mehrheitsfähigkeit der Union? 
Stoiber: Alle Umfragen zeigen, welchen
außerordentlich hohen Stellenwert die in-
nere Sicherheit bei den Leuten hat – und
dass die CDU ihr Kernthema innere Si-
cherheit wieder offensiver verbreiten muss.
Hamburg muss ein einmaliger Fall bleiben.
Bei einer „vierten Partei“ vom Norden her
wäre die strukturelle Mehrheitsfähigkeit
der CDU gefährdet.
SPIEGEL: Die 20 Prozent der Menschen, die
sich vorstellen können, Schill zu wählen,
müssen Sie bis zur Bundestagswahl im 
September 2002 integrieren. Ist Frau Mer-
kel mit ihrem liberalen Image dafür die
Richtige?

Kontrahenten S
„Nicht als Res
d e r  s p i e g e
Stoiber: Frau Merkel vertritt in der inneren
Sicherheit klare Positionen. Aber das kann
auch in der CDU nicht Aufgabe einer Per-
son allein sein. Deshalb hält es die CSU für
richtig, eine Mannschaft zu präsentieren,
die für bestimmte Themen steht, unab-
hängig davon, ob die Personen später in ein
Kabinett eintreten oder nicht.
SPIEGEL: Vor allem hätte man gern einen
Spitzenkandidaten.
Stoiber: Es ist wie beim Fußball: Wenn die
Mannschaft steht, können Sie den Spiel-
führer auch danach wählen. Bayern Mün-
chen spielt doch hervorragend weiter, ob-
wohl Stefan Effenberg nicht mitspielt. Jetzt
ist halt Oliver Kahn Spielführer.
SPIEGEL: Haben sich die Aussichten der
Union auf einen Wahlsieg seit dem 11.
September verbessert?

Stoiber: Ja. Auch wenn der
Kanzler derzeit auf der
Bühne die handelnde Figur
ist, sind innere und äußere
Sicherheit Themen der
Union und mit Sicherheit
nicht von Rot-Grün. Hinzu
kommt, dass wir uns in ei-
ner Stagnation befinden,
im Osten sogar in einer Re-
zession. Wer da Steuerer-
höhungen macht wie die
Regierung, begeht eine
ökonomische Todsünde
und bezahlt das bitter mit
steigender Arbeitslosigkeit. 
SPIEGEL: Die Themen äu-
ßere und innere Sicherheit

und der Arbeitsmarkt werden den Wahl-
kampf bestimmen?
Stoiber: Ja. Die steigende Arbeitslosigkeit
wird dem Kanzler im Wahljahr schwer zu
schaffen machen. Schon jetzt hat die Ar-
beitslosigkeit zugenommen, trotz elf Pro-
zent Steigerung im Export. Deshalb ist die
Behauptung, die Flaute hinge mit der Kri-
se zusammen, falsch. Der Grund liegt im
Inneren. Dies wird neben der Frage der
inneren und äußeren Sicherheit die Achil-
lesferse dieser Regierung sein.
SPIEGEL: Ihr Rezept lautet: Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarkts und Steuern 
runter. Würden Sie eine höhere Verschul-
dung akzeptieren, um das Vorziehen des
zweiten Teils der Steuerreform zu finan-
zieren?
Stoiber: Das ist nicht die Alternative. Bei 
einem Wachstum von 0,8 Prozent steigt
die Arbeitslosigkeit im nächsten Jahr und
damit der Zuschuss für die Bundesanstalt
für Arbeit um Milliarden. Der Haushalt
von Eichel geht von nur 3,5 Millionen Ar-
beitslosen aus und ist insoweit Makulatur.
Der Bundesregierung bleibt nur, durch
Schulden höhere Arbeitslosigkeit zu fi-
nanzieren oder durch Steuersenkungen
Wachstum und Beschäftigung anzukur-
beln.
SPIEGEL: Herr Stoiber, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

iber, Schröder
verad“
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